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BGH 2 ARs 298/23 2 AR 124/23 - Beschluss vom 15. November 2023

Zustandigkeitsbestimmung durch das gemeinschaftliche obere Gericht (Uberwachung einer Fiihrungsaufsicht
bei Nichtaussetzung des Strafrestes).

§ 14 StPO; § 68f StGB

Entscheidungstenor

Fir die weitere Flhrungsaufsicht gemaR Beschluss der Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Bochum vom
18. Juni 2021 - Il StVK 144/21, ist die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Disseldorf zustandig.

Griinde

Die Strafvollstreckungskammern des Landgerichts Bochum und des Landgerichts Dusseldorf streiten Uber die
Zusténdigkeit fir die Uberwachung einer nach § 68f Abs. 1 Satz 1 StGB eingetretenen Fiihrungsaufsicht.

Mit Urteil vom 26. Oktiober 2018 verhangte das Amtsgericht Mdnchengladbach gegen den Verurteilten wegen
rduberischen Diebstahls und anderer Straftaten eine Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und ordnete seine
Unterbringung in einer Entziehungsanstalt an. Da keine hinreichend konkrete Aussicht bestand, den Vollzug der Maf3regel
erfolgreich abzuschlieRen, wurde die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt in der weiteren Folge fur erledigt erklart.
Der Verurteilte verbiiite sodann die Strafe vollstandig bis zum 7. Juli 2021 in der Justizvollzugsanstalt Bochum.

Das Landgericht Bochum hat mit Beschluss vom 18. Juni 2021 festgestellt, dass nach vollstédndiger Vollstreckung der
Gesamtfreiheitsstrafe Fihrungsaufsicht eintritt, deren Dauer es auf vier Jahre bestimmt hat. In der Zeit vom 26. Januar
bis zum 9. April 2023 verbuRte der Verurteilte in anderer Sache eine Ersatzreiheitsstrafe in der Justizvollzugsanstalt
Ratingen, die im Bezrk des Landgerichts Disseldorf liegt.

Die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Bochum hat sich fir das weitere Fihrungsaufsichtsverfahren fir értlich
unzustindig erklart und die Strafvolistreckungskammer des Landgerichts Disseldorf um Ubernahme des
Fuhrungsaufsichtsverfahrens ersucht. Nachdem sich die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Dusseldorf
ebenfalls fur ortlich unzustdndig halt, hat die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Bochum die Sache dem
Bundesgerichtshof zur Bestimmung des zusténdigen Gerichts vorgelegt.

1. Der Bundesgerichtshof ist als gemeinschaftliches oberes Gericht der Landgerichte Bochum (Bezrk des
Oberlandesgerichts Hamm) und Dusseldorf (Bezirk des Oberlandesgerichts Dusseldorf) gemal § 14 StPO zur
Entscheidung des negativen Kompetenzkonflikts berufen.

2. Fur die weitere Fuhrungsaufsicht ist die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Duisseldorf zustandig. Der
Generalbundesanwalt hat in seiner Zuschrift vom 21. Juli 2023 insoweit ausgefiihrt:

,Mit der Aufnahme eines Verurteilten in eine Justizvollzugsanstalt wird die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts,
in dessen Bezirk die Justizvollzugsanstalt liegt, gemal § 462a Abs. 1 iVm §§ 453, 463 Abs. 2 und Abs. 7 StPO auch fiir
die bestehende Fihrungsaufsicht und die insoweit gemaR} § 68d StGB zu treffenden Entscheidungen zusténdig. Dass in
vorliegender Sache gegen den Verurteilten in der im Bezrk des Landgerichts Disseldorf belegenen Justizvollzugsanstalt
Ratingen lediglich eine Ersatzfreiheitsstrafe vollstreckt wurde, andert daran nichts. Firr den Ubergang der Zusténdigkeit
auf das Gericht, in dessen Bezrk die Justizvollzugsanstalt liegt, ist auch nicht - wie das Landgericht Disseldorf [...]
meint - eine konkrete Befassung der Strafvollstreckungskammer mit einer bestimmten Frage im Rahmen der
Fuhrungsaufsicht maRgebend, sondern nur der tatsachliche Aufenthalt des Verurteilten in der Justizvollzugsanstalt. Ob
dort Uberhaupt Nachtragsentscheidungen notwendig werden, ist ohne Belang. Die mit der Aufnahme in die
Justizvollzugsanstalt Ratingen begriindete Zustandigkeit des Landgerichts Disseldorf wirkt gemaf § 462a Abs. 1 Satz 2
iVm § 463 Abs. 7 StPO auch Uber die Entlassung des Verurteilten aus dem Strafvollzug hinaus fort (vgl. Senat,
Beschluss vom 23. Mai 2023 - 2 ARs 148/23 -, mwN).“

1/2



Dem tritt der Senat bei.

2/2



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 2 ARs 298/23 2 AR 124/23 - Beschluss vom 15. November 2023
	Zuständigkeitsbestimmung durch das gemeinschaftliche obere Gericht (Überwachung einer Führungsaufsicht bei Nichtaussetzung des Strafrestes).   § 14 StPO; § 68f StGB
	Entscheidungstenor
	Gründe
	I.
	II.



